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gefüllt; der Urkundsbeamte vermerkt unter Angabe des Gerichts und des Da-
tums, dass er den Antrag oder die Erklärung aufgenommen hat.

§ 258 Sonderregelungen für maschinelle Bearbeitung. (1) 1 In verein-
fachten Verfahren ist eine maschinelle Bearbeitung zulässig. 2 § 702 Absatz 2
Satz 1, 3 und 4 der Zivilprozessordnung gilt entsprechend.
(2) Bei maschineller Bearbeitung werden Beschlüsse, Verfügungen und Aus-

fertigungen mit dem Gerichtssiegel versehen; einer Unterschrift bedarf es nicht.

§ 259 Formulare. (1) 1Das Bundesministerium der Justiz wird ermächtigt,
zur Vereinfachung und Vereinheitlichung der Verfahren durch Rechtsverord-
nung mit Zustimmung des Bundesrates Formulare für das vereinfachte Verfahren
einzuführen. 2Für Gerichte, die die Verfahren maschinell bearbeiten, und für
Gerichte, die die Verfahren nicht maschinell bearbeiten, können unterschiedli-
che Formulare eingeführt werden.
(2) Soweit nach Absatz 1 Formulare für Anträge und Erklärungen der Betei-

ligten eingeführt sind, müssen sich die Beteiligten ihrer bedienen.

§ 260 Bestimmung des Amtsgerichts. (1) 1Die Landesregierungen werden
ermächtigt, die vereinfachten Verfahren über den Unterhalt Minderjähriger
durch Rechtsverordnung einem Amtsgericht für die Bezirke mehrerer Amts-
gerichte zuzuweisen, wenn dies ihrer schnelleren und kostengünstigeren Erledi-
gung dient. 2Die Landesregierungen können die Ermächtigung durch Rechts-
verordnung auf die Landesjustizverwaltungen übertragen.
(2) Bei dem Amtsgericht, das zuständig wäre, wenn die Landesregierung oder

die Landesjustizverwaltung das Verfahren nach Absatz 1 nicht einem anderen
Amtsgericht zugewiesen hätte, kann das Kind Anträge und Erklärungen mit der
gleichenWirkung einreichen oder anbringen wie bei dem anderen Amtsgericht.

Familienverfahrensgesetz (Auszug) §§ 258–260 FamFG 10
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11. Sozialgesetzbuch
(SGB)

Achtes Buch (VIII)
Kinder- und Jugendhilfe

In der Fassung der Bekanntmachung vom 11. September 20121)

(BGBl. I S. 2022)
FNA 860-8

zuletzt geänd. durch Art. 1 G zur Abschaffung der Kostenheranziehung von jungen Menschen in der
Kinder- und Jugendhilfe v. 21.12.2022 (BGBl. I S. 2824, ber. 2023 Nr. 19)
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geltenden Fassung.
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Kinder- und Jugendhilfe SGB VIII 11
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11 SGB VIII Kinder- und Jugendhilfe
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Erstes Kapitel. Allgemeine Vorschriften

§ 1 Recht auf Erziehung, Elternverantwortung, Jugendhilfe. (1) Jeder
junge Mensch hat ein Recht auf Förderung seiner Entwicklung und auf Erzie-
hung zu einer selbstbestimmten, eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähi-
gen Persönlichkeit.
(2) 1Pflege und Erziehung der Kinder sind das natürliche Recht der Eltern

und die zuvörderst ihnen obliegende Pflicht. 2Über ihre Betätigung wacht die
staatliche Gemeinschaft.
(3) Jugendhilfe soll zur Verwirklichung des Rechts nach Absatz 1 insbesondere

1. junge Menschen in ihrer individuellen und sozialen Entwicklung fördern und
dazu beitragen, Benachteiligungen zu vermeiden oder abzubauen,

2. jungen Menschen ermöglichen oder erleichtern, entsprechend ihrem Alter
und ihrer individuellen Fähigkeiten in allen sie betreffenden Lebensbereichen
selbstbestimmt zu interagieren und damit gleichberechtigt am Leben in der
Gesellschaft teilhaben zu können,

3. Eltern und andere Erziehungsberechtigte bei der Erziehung beraten und
unterstützen,

4. Kinder und Jugendliche vor Gefahren für ihr Wohl schützen,
5. dazu beitragen, positive Lebensbedingungen für junge Menschen und ihre
Familien sowie eine kinder- und familienfreundliche Umwelt zu erhalten oder
zu schaffen.

§ 2 Aufgaben der Jugendhilfe. (1) Die Jugendhilfe umfasst Leistungen und
andere Aufgaben zugunsten junger Menschen und Familien.
(2) Leistungen der Jugendhilfe sind:

1. Angebote der Jugendarbeit, der Jugendsozialarbeit, der Schulsozialarbeit und
des erzieherischen Kinder- und Jugendschutzes (§§ 11 bis 14),

2. Angebote zur Förderung der Erziehung in der Familie (§§ 16 bis 21),
3. Angebote zur Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen und in Kinder-
tagespflege (§§ 22 bis 25),

4. Hilfe zur Erziehung und ergänzende Leistungen (§§ 27 bis 35, 36, 37, 39, 40),
5. Hilfe für seelisch behinderte Kinder und Jugendliche und ergänzende Leis-
tungen (§§ 35a bis 37, 39, 40),

6. Hilfe für junge Volljährige und Nachbetreuung (den §§ 41 und 41a).
(3) Andere Aufgaben der Jugendhilfe sind

11 SGB VIII §§ 1, 2 Kinder- und Jugendhilfe
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1. die Inobhutnahme von Kindern und Jugendlichen (§ 42),
2. die vorläufige Inobhutnahme von ausländischen Kindern und Jugendlichen

nach unbegleiteter Einreise (§ 42a),
3. die Erteilung, derWiderruf und die Zurücknahme der Pflegeerlaubnis (§§ 43,

44),
4. die Erteilung, der Widerruf und die Zurücknahme der Erlaubnis für den

Betrieb einer Einrichtung sowie die Erteilung nachträglicher Auflagen und
die damit verbundenen Aufgaben (§§ 45 bis 47, 48a),

5. die Tätigkeitsuntersagung (§§ 48, 48a),
6. die Mitwirkung in Verfahren vor den Familiengerichten (§ 50),
7. die Beratung und Belehrung in Verfahren zur Annahme als Kind (§ 51),
8. die Mitwirkung in Verfahren nach dem Jugendgerichtsgesetz1) (§ 52),
9. die Beratung und Unterstützung von Müttern bei Vaterschaftsfeststellung

und Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen sowie von Pflegern und
Vormündern (§§ 52a, 53a),

10. die Erteilung, der Widerruf und die Zurücknahme der Anerkennung als
Vormundschaftsverein (§ 54),

11. Beistandschaft, Pflegschaft und Vormundschaft des Jugendamts (§§ 55 bis 57),
12. Beurkundung (§ 59),
13. die Aufnahme von vollstreckbaren Urkunden (§ 60).

§ 3 Freie und öffentliche Jugendhilfe. (1) Die Jugendhilfe ist gekennzeich-
net durch die Vielfalt von Trägern unterschiedlicher Wertorientierungen und die
Vielfalt von Inhalten, Methoden und Arbeitsformen.
(2) 1Leistungen der Jugendhilfe werden von Trägern der freien Jugendhilfe

und von Trägern der öffentlichen Jugendhilfe erbracht. 2Leistungsverpflichtun-
gen, die durch dieses Buch begründet werden, richten sich an die Träger der
öffentlichen Jugendhilfe.
(3) 1Andere Aufgaben der Jugendhilfe werden von Trägern der öffentlichen

Jugendhilfe wahrgenommen. 2 Soweit dies ausdrücklich bestimmt ist, können
Träger der freien Jugendhilfe diese Aufgaben wahrnehmen oder mit ihrer Aus-
führung betraut werden.

§ 4 Zusammenarbeit der öffentlichen Jugendhilfe mit der freien Ju-
gendhilfe. (1) 1Die öffentliche Jugendhilfe soll mit der freien Jugendhilfe zum
Wohl junger Menschen und ihrer Familien partnerschaftlich zusammenarbeiten.
2 Sie hat dabei die Selbständigkeit der freien Jugendhilfe in Zielsetzung und
Durchführung ihrer Aufgaben sowie in der Gestaltung ihrer Organisationsstruk-
tur zu achten.
(2) Soweit geeignete Einrichtungen, Dienste und Veranstaltungen von an-

erkannten Trägern der freien Jugendhilfe betrieben werden oder rechtzeitig
geschaffen werden können, soll die öffentliche Jugendhilfe von eigenen Maß-
nahmen absehen.
(3) Die öffentliche Jugendhilfe soll die freie Jugendhilfe nach Maßgabe dieses

Buches fördern und dabei die Beteiligung von Kindern, Jugendlichen und Eltern
stärken.

1)Nr. 41.

Kinder- und Jugendhilfe §§ 3, 4 SGB VIII 11
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§ 4a Selbstorganisierte Zusammenschlüsse zur Selbstvertretung.
(1) 1 Selbstorganisierte Zusammenschlüsse nach diesem Buch sind solche, in

denen sich nicht in berufsständische Organisationen der Kinder- und Jugendhilfe
eingebundene Personen, insbesondere Leistungsberechtigte und Leistungsemp-
fänger nach diesem Buch sowie ehrenamtlich in der Kinder- und Jugendhilfe
tätige Personen, nicht nur vorübergehend mit dem Ziel zusammenschließen,
Adressatinnen und Adressaten der Kinder- und Jugendhilfe zu unterstützen, zu
begleiten und zu fördern, sowie Selbsthilfekontaktstellen. 2 Sie umfassen Selbst-
vertretungen sowohl innerhalb von Einrichtungen und Institutionen als auch im
Rahmen gesellschaftlichen Engagements zur Wahrnehmung eigener Interessen
sowie die verschiedenen Formen der Selbsthilfe.
(2) Die öffentliche Jugendhilfe arbeitet mit den selbstorganisierten Zusam-

menschlüssen zusammen, insbesondere zur Lösung von Problemen im Gemein-
wesen oder innerhalb von Einrichtungen zur Beteiligung in diese betreffenden
Angelegenheiten, und wirkt auf eine partnerschaftliche Zusammenarbeit mit
diesen innerhalb der freien Jugendhilfe hin.
(3) Die öffentliche Jugendhilfe soll die selbstorganisierten Zusammenschlüsse

nach Maßgabe dieses Buches anregen und fördern.

§ 5 Wunsch- und Wahlrecht. (1) 1Die Leistungsberechtigten haben das
Recht, zwischen Einrichtungen und Diensten verschiedener Träger zu wählen
und Wünsche hinsichtlich der Gestaltung der Hilfe zu äußern. 2 Sie sind auf
dieses Recht hinzuweisen.
(2) 1Der Wahl und den Wünschen soll entsprochen werden, sofern dies nicht

mit unverhältnismäßigen Mehrkosten verbunden ist. 2Wünscht der Leistungs-
berechtigte die Erbringung einer in § 78a genannten Leistung in einer Einrich-
tung, mit deren Träger keine Vereinbarungen nach § 78b bestehen, so soll der
Wahl nur entsprochen werden, wenn die Erbringung der Leistung in dieser
Einrichtung im Einzelfall oder nach Maßgabe des Hilfeplanes (§ 36) geboten ist.

§ 6 Geltungsbereich. (1) 1Leistungen nach diesem Buch werden jungen
Menschen, Müttern, Vätern und Personensorgeberechtigten von Kindern und
Jugendlichen gewährt, die ihren tatsächlichen Aufenthalt im Inland haben. 2Für
die Erfüllung anderer Aufgaben gilt Satz 1 entsprechend. 3Umgangsberechtigte
haben unabhängig von ihrem tatsächlichen Aufenthalt Anspruch auf Beratung
und Unterstützung bei der Ausübung des Umgangsrechts, wenn das Kind oder
der Jugendliche seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Inland hat.
(2) 1Ausländer können Leistungen nach diesem Buch nur beanspruchen,

wenn sie rechtmäßig oder auf Grund einer ausländerrechtlichen Duldung ihren
gewöhnlichen Aufenthalt im Inland haben. 2Absatz 1 Satz 2 bleibt unberührt.
(3) Deutschen können Leistungen nach diesem Buch auch gewährt werden,

wenn sie ihren Aufenthalt im Ausland haben und soweit sie nicht Hilfe vom
Aufenthaltsland erhalten.
(4) Regelungen des über- und zwischenstaatlichen Rechts bleiben unberührt.

§ 7 Begriffsbestimmungen. (1) Im Sinne dieses Buches ist
1. Kind, wer noch nicht 14 Jahre alt ist, soweit nicht die Absätze 2 bis 4 etwas
anderes bestimmen,

2. Jugendlicher, wer 14, aber noch nicht 18 Jahre alt ist,

11 SGB VIII §§ 4a–7 Kinder- und Jugendhilfe


